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♦ Der Ratgeber ♦

Nie GnjoriW gegen den Elnbelttwert IM
Das Landesfinanzamt Karlsruhe hatte durch

eine Verwaltungsanorönung die Finanzämter
angewiesen , die Einsprüche gegen den Ein
heitsiyert vorerst nicht zu behandeln , wenn der
Einspruchsführer kein gegenwärtiges Inter¬
esse an der Durchführung habe . Durch den
Hinweis , dag die Einheitswerte sür die Lau
des - und Gemeindesteuern vorerst noch nicht
gellen , wurde bei den Finanzämtern der Ein -
druck erweckt, als sollten bei allen Steuerpslich -
tigen , die vermögenssteuerfrei sind , die Ein -
sprüche gegen den Einheitswert vorerst nicht
behandelt werden . Der Badische Laudbund
e. V . wandte sich daher in einer Eingabe , die
auch in der Badischen Bauernzeitung Nr . 49
vom 4. Dezember 1932 veröffentlicht wurde ,
qegen die Verwaltlingsanordnung . Er wies
darauf hin , daß die Einheitswerte bereits bei
mehreren Steuern außerhalb der Vermögens
steuer Bedeutung erhalten haben . Daraufhin
hat das Landesfinanzamt unterm 6. Dezem -
ber 1932 in einer anderen Beifügung S . 3321
St . 16 a die Finanzämter angewiesen , über
die Einsprüche zu entscheiden, wenn es der
Einspruchführer verlangt , indem er ein der -
zeitiges Interesse au der Feststellung des Ein -
heitswertes geltend macht.

Jedem Einspruchsführer ging nun ein ent -
sprechendes Schreiben von dem Finanzamt zu,
in dem aber mit keiner Silbe eine Aufklärung
darüber enthalten ist, in welchen Fällen der
Steuerpflichtige ein gegenwärtiges Interesse
am Einheitswert hat . Die Steuerpflichtigen
sollen anscheinend mit Absicht nicht ausgeklärt
werden , damit sie den Finanzämtern keine Ar -
beit verursachen .

Dieses Schreiben hat folgenden Wortlaut :
„Mit Schreiben vom haben Sie gegen

die Einheitsbewertung Ihres Grundstücks . . . .
- . . . landwirtschaftlichen usw . Betriebs ) Ein -
spruch eingelegt . Eine Bearbeitung dieses
Einspruchs dürste ( ! ! ) zur Zeit unzweckmä¬
ßig sein, denn eine Zugrundelegung dieses
Wertes sür die Vermögenssteuer kommt bei
Ihnen deshalb nicht in Frage , weil Tie zur
Vermögenssteuer zur Zeit nicht herangezogen
werden . - Auch der Landes - und Gemeinde -
grundstener werden die auf den 1. Januar
1331 festgestellten Einheitswerte aller Voraus -
ficht nach nicht zugrunde gelegt werden . Tie
haben daher an der Verfolgung Ihres Ein -
spruches, wenigstens z . Zt ., kein Interesse und
können sich das Risiko der Rechtsmitte ' kIiten ,
die Sie im Falle deS Unterliegens tragen müß¬
ten , sparen .

Ich werde Ihren Einspruch daher bis aus
weiteres nicht weiter verfolgen , wenn ich nicht
bis zum (Datum ) von Ihnen eine abweichende
Mitteilung erhalten sollte. Für den Fall , daß
der von Ihnen beanstandete Einheitswert wi -
der Erwarten ( ! ) doch eine steuerliche Bedeu -
tung gewinnen sollte, wird dem Rechtsmittel -
»erfahren selbstverständlich Fortgang gegeben
werden ."

Zo wird bei dem unbelesenen und unbeholfe¬
nen Steuerzahler heute noch die Einheitsbe -
Wertung bagatellisiert , obwohl das Reichsbe -

Obstbauern /
Jetzt ist es Zeit , die Edelreiser zu schnei -

den ! Denkt jetzt schon an das Umpsropsen der
'aulen Träger ! Das Gebot der heutigen Zeit
Erlangt Vereinheitlichung der Sorten , nicht
- ortenwirrwarr . Auskünfte über die Sorten -
'ragen erteilen die Kreisobstbauiüspektoren
und die Badische Landwirtschaftskammer .

^ ^rtungsgesetz seit 1 . Januar 1925 in Kraft ist.
Tie Steuerpflichtigen werden daher gut da-

ai* tun , den Einfluß des Einheitswertes auf
ndere Steuern als die Vermögenssteuer , stark

überprüfen . Nachsteheltd werden die Fälle
?' ' tgeteilt , in denen der Einheitswert jetzt

Bedeutung hat :
1 - Die Umsatzsteuerrichtzahlen der nicht-

° uchführeuden Landwirte sind nach den bei
^ r Einheitsbewertung gebildeten Ertrags -

abgestuft . Eilt nach dem badischen
« teuerwert als Hilfsmittel errechneter zu
^oher Einheitswert bedingt die Einreihung
llt eine unrichtige Ertragsklasse und bewirkt
"adurch eine zu hohe Umsatzsteuerveranla -
Sung. Bei dem hohen Stenersuß von 3 Pro -
Ritt ist dies besonders siihlbar , zumal die
" wsatzsteuerfreigrenze sür Kleinbetriebe ans-
Phöben wurde .
. Die Bürgersteuer wird in den meisten

Glichen Gemeinden oft mit dem vielfachen
. e * ^ andessatzes erhoben . Ein einkommen -
^ ersreier Landwirt hat aber den doppel¬

ten Betrag der Bürgersteuer zu zahlen , wenn
der Einheitswert seines landwirtschaftlichen
Vermögens 10 000 Mark übersteigt . Durch
die mangelhafte Einheitsbewertung ist aber
in sehr vielen Fällen ein Einheitswert von
über 10 000 Mark zustande gekommen , der
bei richtiger Bewertung darunter bleiben
würde . Ter Kleinbauer wird also beson-
öers davon betroffen .

3. Tie Bürgersteuerfreiheit bei Einkom -
uieu unter dem Fürforgerichtfatz ist auf -
gehoben , wenn der Einheitswert des land¬
wirtschaftlichen Vermögens 5000 Mark über -
steigt. Einkommenslose Waisenkinder , denen
durch den Tod der Eltern geringes Vermö¬
gen zugefallen ist, werden in vielen Fällen
dadurch bürgersteuerpflichtig .

4. Bei den Landwirten , die Nebeneinkünf -
te aus Handwerk usw . haben , wirb bei der
Veranlagung dieser Nebeneinkünfte kein
steuerfreier Einkommensteil abgezogen ,
wenn der Einheitswert ihres landwirtfchaft -
lichen Vermögens 8000 Mark übersteigt .

5. Daß auch die Erbschafts - und Scheu-
kungssteuer bereits seit dem 1. Januar 19W
vom Einheitswert erhoben wird , sei nur ne-
denbei erwähnt . Auch bei den unter der
Vermögenssteuersreigrenze liegenden Ver -
mögen kann Erbschafts - und Schenkungs -
steuer in wesentlicher Höhe fällig werden .

6. Die Grunderwerbsteuer wird dann vom
Einheitswert erhoben , wenn der EinheitS -
wert höher ist als der Veränßerungspreis .
Bei städtischen Grundstücken ist es heute schon
vielfach so , daß bei einem Verkauf der Ein¬

heitswert nicht mehr erzielt wixd . In sol¬
chen Fällen wird die Grunderwerbsteuer
nicht etwa von dem Kaufpreis , sondern von
dem höheren Einheitswert erhoben .
Es sei noch darauf aufmerksam gemacht , daß

auch derjenige, der die Einspruchsfrist gegen
den Einheitswert versäumt hat, jetzt noch im
Nachsichtsoersahreu Einspruch einlege « kann
und zwar auf Grund des § 11 der Ofsenle»
guugsverorduung , wenn ihm der Einheitswert
nicht fchou durch einen anderen Steuerbescheid
(z . B . bei der Vermögenssteuer ^ mitgeteilt
wurde.

Beispiel :

Eine Gemeinde erhebt die üfache Bürger -
steuer . Die Bürgersteuer beträgt somit 30
Mark . Beträgt der Einheitswert des Bermö -
gens weniger als 10 Mi Mark , so beträgt die
Bürgersteuer nur 15 NM ., es sei denn , daß
der Bürgersteuerpflichtige nicht einkommen -
steuerfrei ist . Merkt nun ein Landwirt erst bei
der Zustellung der Bürgersteuer , daß er in -
folge eines knapp über 10000 Mark gekom-
menen Einheitswertes die volle Bürgersteuer
zahlen mutz und daß der Einheitswert zu hoch
ist , so kc-nn er innerhalb eines Monats vom
Empfang des Bürgersteuerbescheibes an , beim
Finanzamt Nachsicht beantragen und den Ein -
spruch gegen den Einheitswert noch nachtrüg -
lich einlegen . Das gleiche Verfahren empfiehlt
sich , wenn der Landwirt merkt , daß die Umsatz-
steuerrichtzahl trotz der Senkung sür ihn Höver
wurde , weil sein Betrieb in eine höhere Er -
tragswertklasse kam.

Das muß der Landwitt wissen :

Aber die WkkMlunMerre für
zWMMe Forderungen

Der Umfang des Schutzes des Vandwirtsge -
gen Rückforderungen feiner Realkrebitgläubi -
ger ergibt sich aus den Notverordnungen vom
27. September 1982 und vom 11 . November
lflä-2, mittelbar auch aus der vom 8. Dezem -
ber 1931. Vor der Verordnung vom 11. No -
vember 1932 galt lediglich ein bis zum 1.
April 1935 laufendes Rückforderungsverbot
für alle solche landwirtschastlichen Schulden ,
deren Zinsen nach der zweiten Zinssenkungö -
Verordnung (v . 27. September 1982 ) herabge¬

setzt worden waren . Diese Ziusseukuug be -

zog sich auf die durch Hypothek oder Grund -

schuld an einem landwirtschaftlichen , forstivirt -
schädlichen oder gärtnerischen Grundstück ge -
sicherten langfristigen Forderungen . Als lang -
sristig hatten solche Forderungen zu gelten ,
deren „regelmäßige ", das heißt im Darlehens -
vertrag sür den Normalsall festgesetzte Fäl -
ligkeit nicht früher als ein Jahr nach ihrem
Entstehen eintritt . Dieser bis zum 1 . April
1985 laufende Schutz ist in vollem Umfang
aufrechterhalten geblieben . Bedeutung ge -
winnt die Verordnung vom 11 . November
1932 in den Fällen , in denen die alten Schutz -
bestimmungen nicht eingreifen .

Nicht unter dem Schutz des allen Rücksorde-
rnngsvcrbots bis zum 1. April 1935 stehen :
1. Äufwertungsforderuugen ,
2. kurzfristige Realkredite ,
3. Kredite , die zwar als langfristig gewollt wa¬

ren , die aber , etwa infolge Kündigung , re-
gelmäßig früher als ein Jahr nach Entstehen
fällig werden können ,

4 . Realkredite , die aus dem Ertrage von Aus -
landsanleihen stammen , und die zur Tek -
kung von diesen ausländischen Anleiheschuld -
verschreibungen dienen ,

5. Realkredite , die erst nach dem 29. 9. 32 be -
gründet worden sind , es sei denn , daß sich
der Gläubiger schon vor diesem Tage zur
Kreditgewährung verpflichtet hatte .
Schließlich war es noch zweifelhaft , wie weit

das Rückforderungsverbot auf Kredite zutraf ,
die schon vor der Septembernotverordnung
oder gar der vom Tezember vorigen Jahres
gekündigt worden waren bezw . ohne Kündi -
gung fällig geworden waren . Erhebliche Zwei -
felsfragen tauchten auch dann an ' , wenn die
Hypothek oder Grundschuld aus einem Grund -
tück lastete , das nicht nur landwirtschaftlichen ,

forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen Zwecken
diente , sondern ans dem zum Beispiel neben
der Landwirtschaft noch eine Gastwirtschaft be -
trieben wurde .

Hier schafft nun die Verordnung vom 11 .
November 1932 Klarheit nnd stillt einige Lük-

ten ans . Tie bringt ein bis zum 1 . April
1934 reichendes Rückforderungsverbot . Zwar
werden Aufwertungshypocheken und kurzfri -
stige Realkredite auch von der neuen Berord -
nung nicht betroffen . Dabei braucht ein Kre¬
dit nicht ausdrücklich als kurzfristig bezeichnet
worden zu sein . ES genügt , daß er unter Um -
ständen gewährt worden ist, ans denen zu ent
nehmen ist , daß eine langfristige Kreditgeioäh -
rung nicht beabsichtigt war . wie das etwa bei
Zwischenkrediten meist der Kall sein wird . Die¬
se » beiden Fällen , in denen auch die neuen
Bestimmungen keinen Tchny gewähren —
Austvertungshypotheken und Kurzkredite - -

fügt die neue Verordnung zivei weitere Fälle
hinzu : Auch Gefälligkeitsdarleheu und solche
Realkredite , die einem Träger der Invaliden
Versicherung zustehen , genießen keinen Schutz .
Dagegen bezieht sich das durch die nene Not '
Verordnung geschossene Rücksorderungsverbot
auf die anderen oben unter Nummer 3 bis 5
genannten Fälle , in denen die alte Verordnung
vom 27. September keinen Schutz gewährte .

Danach liegt die wichtigste Ausdehnung da
rin , das; auch andere als die regelmäßig erst
ein Jahr nach der Entstehung sällig werden -
den langfristigen Realkredite unter einem ,
freilich zeitlich engeren Rückforderungsverbot
stehe » . Es muß sich aber um wirkliche Real -
kredite handeln . Reine bankmäßige Personal -
kredite , die oft fast ivie Realkredite aussehen ,
gehören nicht hierher , also zum Beispiel nicht
Koutoüberziehungen , Wechselkredite, für die
Sicheruugshypotheken eingetragen sind .

Tie Zweifelsfragen bezüglich des Schutzes
von bereits fällig gewesenen Forderungen ha-
ben ihre Bedeutung verloren . Das Rückfor¬
derungsverbot bis zum 1 . April 1934 gilt auch
für Forderungen , die bei Inkrafttreten der
neuen Verordnung ( 12. November 1932) aber
auch fchon vorher fällig geworden waren , es
sei denn , daß die Fälligkeit aus besonderem
Anlaß vorzeitig eingetreten war , etwa infolge
von Zinsrückständen . Schließlich hat auch die
schon erwähnte Streitfrage , wie weit die alten
Schutzbestimmungen auf Grundstücke anzu
wenden sind , die sowohl in landwirtschaftlicher
wie in andersartiger gewerblicher Nutzung
stehen, nach Inkrafttreten der neuen Bestim -
muugeu nur noch geringe praktische Bedeu¬
tung , denn jedeusalls greift hier der neue Rück-
forderungsschntz bis zum 1. April 1934 ein , da
er sich auf Grundstücke aller Art bezieht .

Zusammenfassend ist zu sagen , daß in den
oben genannten Fällen , in denen bisher das
Rückforderungsverbot bis zum 1 . April 1935
galt , es bei diesem Verbot sein Bewenden be
hält . In den anderen genannten Fällen reicht
der Schntz bis zum 1 . April 1934. In beiden
Fällen kann das Verbot durchbrochen werden .
Der Gläubiger kann nämlich , auch wenn dies
nicht vereinbart ist , ohne Einhaltung einer
Kündigungsfrist vorzeitig kündigen , wenn der
Schuldner länger als einen Monat mit eiMh
Zinszahlung im Verzug ist . .j5j

o » den Fällen , in denen nur das Rückfor -
derungsverbot der nenen Verordnung gilt , ist
nock eine besondere Möglichkeit der Durch¬
brechung gegeben : Auf Antrag des Gläubigers
kann das Amtsgericht bestimmen , daß der
Gläubiger zur Rückforderung berechtigt fein
soll . Das Gericht hat dabei einen billigen
Ausgleich der widerstreitenden Gläubiger - und
Schuldnerinteressen herbeizuführen . Gegen die
Entscheidung des Amtsgerichts kann der
Schuldner die sofortige Beschwerde einlegen ,
was durch Einreichung einer Befchwerdefrist
beim Amtsgericht oder dem übergeordneten
Landgericht zu erfolgen hat .

Achtum Landwirte!
Einschätzung zur

Unfallversicherungs -Umlage

In den meisten Gemeinden liegen z . Zt . die
Einschätzungslisten (Unsallkataster ) über die
Unfallversicherung für das Fahr 1982 inner -

halb 14 Tagen offen. Während dieser Frist
und einer weiteren unmittelbar daran an -

schließenden Frist von 4 Wochen steht den
Landwirten da» Rechtsmittel des Wider -

spruchs zu . ES ist notwendig , daß ieder Land¬
wirt in das Kataster Einblick nimmt , um fest¬
zustellen , ob der Viehstand und die Kulturar¬
ten richtig eingetragen sind . Wurde eine Be -

triebsänderung oder Betriebsverminderung
zum Nachteil des Umlagezahlers nicht berück-

sichtigt , so empfiehlt sich Widerspruch einzule -

gen und die Berichtigung des Unfallkatasters
zu beautragen .

Ein Einspruchsrecht gegen den Korderungs -

zettel gibt es später nicht mehr . Die Eiilwen -
düngen müssen innerhalb der Ossenlegnngs -
und Rechtsmittelsrist gemacht werden .

Ueber die Veranlagung zur landwirtschafili -
chen Unfallversicherung werden wir später noch
besonders berichten .

Nafionaliozialiffifche Bauern !

Arbeitet unermüdlich weiter an
der Aufklärung euerer Berufs¬

kollegen!
Gründet überall NS .-Bauernldiaften

Steuer -Briefkasten
Auskünfte erfolgen nur an Leser unserer
Zeitung gegen Einsendung von 25 Psg . in
Briefmarken , die der Anfrage beizulegen
sind und nur gegen Ausweis . Als Ausweis
dient die letzte Bezngsqnittung unserer Zei-
tuug . Die Auskünfte erfolgen sorgfältig ,
jedoch unter Ausschluß jeder Haftung .
S . I . in »ir . Wegerecht . Gemäß 8 917

Abs . 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches sind die
Nachbarn , über deren Grundstücke ein Not -
weg führt , durch eine Geldrente zu entschädi-
gen . Diese Entschädigung ist aber nicht zu lei-
sten, wenn das Grundstück im Grundbuch mit
dem Recht belastet ist oder wenn eine Dienst -
barkeit entstanden ist. Die Dienstbarkeit wäre
z . B . entstanden , wenn die entschädigungslose
Ueberfahrt schon 30 Jahre vor Inkrafttreten
des Bürgerlichen Gesetzbuches stattgefunden
hat , also bereits vor dem 1. Januar 1870.

Entfernung der Bäume von der
Grenze

Die Hochstämme müssen 1,80 Meier von der
Grenze wegbleiben . Sind die Bäume schon
vor dem 1. Januar 1870 näher au der Grenze
gestanden , so ist eine Grunddienstbarkeit ent¬
standen , und Sie können die Entfernung der
Bäume nicht verlangen . Bei Neupflanzungen
muß der Nachbar den gesetzlichen Grenzabstand
einhalten . Die Wurzeln , die von dem Nach-
bargrundstück eindringen , können Sie abschnei-
den und behalten . Herüberragende Aeste und
Zweige dürfen Sie nur abschneiden, wenn Sic
dem Nachbar vorher eine angemessene Frist
zur Beseitigung gestellt haben und die Be -
seitigung nicht innerhalb der Frist erfolgt .

Verantwortlich für : «Der Ratgeber"
Fr . «Schmitt , Leutershausen .


	[Seite 304]

